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Bislang gab es im belgischen Recht keine eigenstän-
dige gesetzliche Regelung des Handelsvertreter-
rechts. Aufgrund der Vorgaben der EG-Richtlinie zu 
Handelsvertretern hat nun auch Belgien als letzter 
Mitgliedstaat der EU das europäische Recht in natio-
nales umgesetzt.  

Das belgische Gesetz über den Handelsvertreterver-
trag (HVG) ist seit 12. Juni 1995 in Kraft. 

Anwendbarkeit auf Altverträge  

Das HVG ist nach den allgemeinen belgischen 
Rechtsgrundsätzen und mangels Übergangsbestim-
mungen nach seinem Inkrafttreten auf alle zu diesem 
Zeitpunkt laufenden Handelsverträge anzuwenden. 
Da die meisten Regelungen dieses Gesetzes zwin-
gend sind, sind entgegenstehende Vereinbarungen 
nichtig. Die Parteien bestehender Handelsvertreter-
verträge sind somit gehalten, ihre Verträge auf die 
Vereinbarkeit mit der neuen Rechtslage zu überprü-
fen.  

Art. 1 HVG enthält nunmehr die gesetzliche Definiti-
on des Handelsvertreters. Durch Art. 3 HVG werden 
nicht regelmäßig tätige Handelsvertreter und be-
stimmte Geschäftsbereiche von der Geltung des Ge-
setzes ausgenommen. Handelsvertreter sind nun-
mehr als Kaufmann im Sinne der Art. 1 und 2 des 
belgischen HGB (Wetboek von Koophandel - Code de 
commerce) anzusehen , so daß auf sie die entspre-
chenden kaufmännischen Vorschriften anwendbar 
sind. 

Inhalt und Form  

Der Inhalt des Handelsvertretervertrages ist zwischen 
den Vertragsparteien in den gesetzlichen Grenzen frei 
vereinbar. Nach der Neuregelung ist aber zu beach-
ten, daß die meisten Vorschriften des HVG zwingen-
den Charakter haben.  

Der Vertrag kann mündlich oder schriftlich geschlos-
sen werden. Auf Grund des spezifischen belgischen 
Prozeßrechts sollte jedoch eine schriftliche Vereinba-

rung getroffen werden, um Beweisschwierigkeiten zu 
vermeiden. Für Delkrederevereinbarungen, die Wett-
bewerbsklausel oder die Vertragsbefristung ist nach 
dem HVG im übrigen jetzt die Schriftform zwingend.  

Nach altem belgischen Rechtsgrundsatz gelten 
mündlich geschlossene Handelsverträge jetzt auch 
nach dem Gesetz als unbefristet geschlossen. Befris-
tete Verträge werden zu unbefristeten, wenn der 
Vertrag nach Ablauf weiter ausgeführt wird.  

Neuerdings können die Vertragsparteien jederzeit 
voneinander eine unterzeichnete Bestätigung über die 
aktuell bestehenden Vereinbarungen verlangen, die 
als einseitiges Schriftstück jedoch nicht eine Ver-
tragsurkunde ersetzen kann. 

Pflichten der Vertragsparteien  

Die Pflichten der Vertragsparteien sind nunmehr in 
Generalklauseln geregelt. Danach haben sich die Par-
teien einander gegenüber den Grundsätzen von Treu 
und Glauben entsprechend und loyal zu verhalten. 

Pflichten des Handelsvertreters  

Für den Handelsvertreter werden noch einige beson-
dere Verpflichtungen aufgestellt.  

Er hat die Geschäfte so zu führen, wie es üblich ist, 
dem Unternehmer die erforderlichen Informationen zu 
übermitteln und sich nach den vernünftigen Anwei-
sungen des Unternehmers zu richten.  

Der Handelsvertreter kann Untervertreter in seiner 
Verantwortlichkeit und auf seine Rechnung beschäf-
tigen.  

Eine Delkredereverpflichtung, d.h. die Haftung für die 
Solvenz der vom Handelsvertreter persönlich vermit-
telten Kunden, ist vom Handelsvertreter nur schrift-
lich übernehmbar. Im übrigen entsprechen die getrof-
fenen gesetzlichen Begrenzungen der Haftung der 
bisherigen belgischen Rechtsprechung. Bei einem 
offensichtlichen Mißverhältnis zwischen Haftung des 
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Handelsvertreters und Provision kann durch Ge-
richtsentscheid eine Begrenzung der Haftungssumme 
erreicht werden.  

In Übereinstimmung mit der jüngeren belgischen 
Rechtsprechung ist nun auch die Frage einer vertrag-
lichen Wettbewerbsklausel gesetzlich geregelt. Das 
HVG begrenzt die Zulässigkeit der Klausel auf die Art 
der Geschäfte und das betreute Gebiet oder die Per-
sonengruppe des Handelsvertreters. Jedenfalls ist die 
Klausel schriftlich zu vereinbaren.  

Die Wettbewerbsklausel darf höchstens für sechs 
Monate nach Vertragsende vereinbart werden und 
gilt nur, wenn der Vertrag nicht durch eine unberech-
tigte Kündigung aus wichtigem Grund durch den 
Handelsvertreter beendet wurde. Für die Verletzung 
der Wettbewerbsklausel darf höchstens eine Strafe 
in Höhe einer Jahresvergütung vereinbart werden. 

Pflichten des Unternehmers  

Neben den allgemeinen Pflichten werden auch für 
den Unternehmer einzelne Pflichten besonders her-
vorgehoben. Dies ist etwa die Pflicht, dem Handels-
vertreter die erforderlichen Unterlagen und Informati-
onen zur Verfügung zu stellen.  

Neu ist die Regelung nach der der Unternehmer dem 
Handelsvertreter binnen einer angemessenen Frist 
mitzuteilen hat, ob er das vom Handelsvertreter ver-
mittelte Geschäft angenommen, abgelehnt oder nicht 
ausgeführt hat.  

Als weitere Pflichten treffen den Unternehmer die 
Provisions- und Ausgleichszahlungspflicht, die wegen 
ihrer zentralen Bedeutung unten ausführlich behan-
delt werden. 

Provisionsanspruch  

Unter Provision ist jede Zahlungsweise zu verstehen, 
die von der Anzahl oder dem Wert der Geschäfte 
abhängig ist. Nur auf Vergütungen, die sich ganz 
oder teilweise aus Provisionen in diesem Sinne zu-
sammensetzen, sind die Vorschriften des HVG an-
wendbar.  

Zwingend entsteht der Provisionsanspruch nunmehr 
durch den Geschäftsabschluß. Damit können nicht 
mehr noch weitere Bedingungen vereinbart werden. 
Auch Abschlüsse von Direktgeschäften oder Ge-
schäften aus dem von dem Handelsvertreter betreu-
ten Gebiet oder der betreuten Personengruppe führen 
jetzt nach dem Gesetz zu einem Provisionsanspruch.  

Auch für die Geschäfte, die nach Vertragsbeendi-
gung zustandekommen und auf die Tätigkeit des 
Handelsvertreters zurückzuführen sind, seien es ver-

mittelte oder direkte Geschäfte, hat der Handelsver-
treter nunmehr einen gesetzlich geregelten An-
spruch. Dieser steht allerdings unter dem Vorbehalt, 
daß der Handelsvertreter die Provision gegebenen-
falls mit seinem Vorgänger oder Nachfolger teilen 
muß. 

Höhe und Berechnung  

Sowohl die Höhe als auch die Berechnung der Provi-
sion unterliegen allein den Vereinbarungen der Par-
teien.  

Haben die Parteien keine Vereinbarung über die Pro-
visionssätze und die Berechnungsgrundlage getrof-
fen, finden sich im HVG umfangreiche Regelungen. 
Danach soll sich der Provisionssatz bei fehlender Be-
stimmung nach den Geschäftsgebräuchen des glei-
chen Wirtschaftsbereiches richten. Die Kalkulations-
grundlage ist auf Basis der Zahlungen der Kunden zu 
berechnen, ohne Abzug von Nebenkosten, aber ab-
züglich von Steuern, Zollgebühren und anderen Ab-
gaben. Ebenso sind keinesfalls Rabatte in Abzug zu 
bringen.  

Die einseitige Änderung eines vereinbarten Provisi-
onssatzes wird nunmehr einem Vertragsbruch 
gleichgesetzt. Nach belgischem allgemeinen Zivil-
recht ist damit die Aufhebung des Vertrages durch 
ein Gericht möglich, die unter Umständen zu Scha-
densersatzansprüchen führen kann. 

Fälligkeit, Verjährung und Verfall  

Das neue Handelsvertreterrecht schreibt nunmehr 
vor, daß der Provisionsanspruch fällig wird, wenn:  

- der Unternehmer das Geschäft ausgeführt hat oder 
seine Verpflichtungen gegenüber dem Kunden hätte 
ausführen müssen oder  

- der Kunde seine Verpflichtungen erfüllt hat.  

Die Fälligkeit tritt spätestens ein, wenn der Unter-
nehmer seine Verpflichtungen erfüllt hat und der 
Kunde seine Verpflichtungen ebenfalls erfüllt hat 
oder haben müßte. Die Provision ist spätestens am 
letzten Tag des Monats fällig, der dem Quartal folgt, 
in dem der Anspruch entstanden ist. Von den Fällig-
keitsregeln kann nicht zu Ungunsten des Handelsver-
treters abgewichen werden.  

Darüberhinaus wird ein nicht zu Ungunsten des Han-
delsvertreters abdingbarer Anspruch auf Rechnungs-
legung und Auskunft über die Bücher gegen den Un-
ternehmer festgelegt.  

Während bis zum Inkrafttreten des Handelsvertreter-
gesetzes die normale Verjährung von 30 Jahren galt, 
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ist nunmehr geregelt, daß alle Ansprüche aus dem 
Handelsvertretervertrag innerhalb von einem Jahr 
nach Beendigung des Handelsvertretervertrages ver-
jähren.  

Das Handelsvertretergesetz regelt auch Fälle, in de-
nen der Provisionsanspruch wegen nicht zu vertre-
tender Leistungsstörungen in Verfall gerät. Der Un-
ternehmer wird nach den ersten beiden Alternativen 
von der Zahlungsverpflichtung befreit, wenn der 
Kunde seinen Verpflichtungen nicht nachkommt oder 
wenn ihm die Ausführung unmöglich geworden ist, 
wobei der Unternehmer diese Umstände nicht zu 
vertreten hat. Im ersten Fall hat der Handelsvertreter 
eine erhaltene Zahlung zurückzuerstatten. Nach der 
dritten Alternative tritt der Verfall nach dem Grund-
satz von Treu und Glauben ein, wenn es dem Unter-
nehmer vernünftigerweise nicht zugemutet werden 
kann, den Vertrag auszuführen.  

Beendigung des Vertrages  

Durch das HVG werden nunmehr auch bestimmte 
Modalitäten der Vertragsbeendigung geregelt. So 
finden sich ausführliche Regelungen für die ordentli-
che und außerordentliche Kündigung des Vertrages, 
die eine deutliche Verbesserung des Schutzes des 
Handelsvertreters darstellen. Daneben bestehen die 
folgenden Beendigungsgründe für alle Verträge:  

- Aufhebungsvertrag,  

- Tod des Handelsvertreters,  

- Konkurs oder Zahlungsunfähigkeit einer Partei.  

Befristete Verträge sind selbstverständlich durch 
Fristablauf beendet, wobei aber auf die automatische 
Verlängerung bei weiterer Ausführung hinzuweisen 
ist. 

Außerordentliche Kündigung  

Das neue Gesetz fordert als Voraussetzung für eine 
fristlose Kündigung aus wichtigem Grund, daß ent-
weder außerordentliche Umstände eine weitere ver-
tragliche Zusammenarbeit unmöglich machen, oder 
daß eine Partei eine schwere Pflichtverletzung 
("ernstige tekortkoming - manquement grave") be-
gangen hat. Die bisherige Rechtsprechung zu schwe-
ren Vertragsverletzungen kann hier entsprechend 
herangezogen werden. Bei einer berechtigten Kündi-
gung aus wichtigem Grund durch den Unternehmer 
geht der Handelsvertreter seines Ausgleichsan-
spruchs und einer Entschädigung verlustig.  

Für die Kündigung aus wichtigem Grund bestehen 
Ausschlußfristen. Die Kündigung kann nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn der kündigenden 

Partei die Tatsachen, die eine Kündigung begründen 
könnten, länger als sieben Werktage bekannt sind. 
Desweiteren kann die Rechtfertigung der Kündigung 
nur auf die außergewöhnlichen Umstände oder 
schweren Pflichtverletzungen gestützt werden, die 
innerhalb von sieben Werktagen der Gegenseite 
durch Gerichtsvollzieherzustellung oder Einschreiben 
der Gegenseite zur Kenntnis gebracht wurden.  

Auch der zu Unrecht gekündigte Vertrag ist nach 
allgemeinen belgischen Rechtsgrundsätzen beendet. 
Der zu Unrecht Kündigende kann jedoch auf Scha-
densersatz in Anspruch genommen werden. 

Die ordentliche Kündigung  

Regelfall der Beendigung eines unbefristeten Vertra-
ges wird die ordentliche Kündigung sein. Diese Mög-
lichkeit besteht nicht nur bei unbefristeten Verträgen, 
sondern auch bei befristeten Verträgen mit der Ver-
einbarung, daß eine vorzeitige Kündigung möglich 
ist. Die Kündigung ist dann jeder Partei unter Einhal-
tung einer Kündigungsfrist und der vorgeschriebenen 
Form möglich. Beachtet die kündigende Partei die 
Kündigungsfrist nicht, so macht sie sich schadenser-
satzpflichtig.  

Die ordentliche Kündigung kann nur unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist erfolgen. Sie beträgt, in Über-
einstimmung mit den Regelungen in anderen EU-
Staaten, zwischen einem und sechs Monaten und ist 
von der bisherigen Laufzeit des Vertrages abhängig. 
Dabei wird für das erste Jahr ein Monat angesetzt 
und für jedes weitere angefangene Jahr bis zum 
sechsten Jahr ein Monat hinzugezählt.  

Die Kündigungsfristen können nicht durch vertragli-
che Vereinbarung verkürzt werden, wie das Gesetz 
ausdrücklich anordnet. Wohl aber ist die Vereinba-
rung längerer Fristen möglich. Wobei die vom Unter-
nehmer einzuhaltende Frist nicht kürzer sein darf als 
die vom Handelsvertreter einzuhaltende Frist.  

Die Kündigung muß in der Form eines Schreibens, 
das Beginn und Dauer der Kündigungsfrist angibt, 
eines Einschreibens oder eines Schreibens, daß durch 
den Gerichtsvollzieher zugestellt wird, erfolgen. Das 
Einschreiben entfaltet seine Wirkung jedoch erst drei 
Werktage nach der Aufgabe zur Post. Ohne gegen-
teilige Vereinbarung soll das Ende der Kündigungs-
frist mit einem Monatsende zusammenfallen.  

Für alle Fälle, in denen der kündigende Vertragspart-
ner ohne die vorgeschriebene Kündigungsfrist einzu-
halten oder ohne einen wichtigen Grund geltend ma-
chen zu können, eine Kündigung ausspricht, sieht 
das HVG eine Schadensersatzpflicht des Kündigen-
den vor. Er hat dem Vertragspartner einen Betrag zu 
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zahlen, der der laufenden Vergütung entspricht, die 
entweder während der Dauer der Kündigungsfrist 
oder des noch verbleibenden Teils dieser Frist zu zah-
len gewesen wäre. Das heißt, daß der Zeitraum ent-
weder die gesamte vorgeschriebene Kündigungsfrist 
umfaßt, wenn der Kündigende ohne wichtigen Grund 
oder unter Mißachtung jeglicher Kündigungsfrist 
kündigt, oder einen Teil der vorgeschriebenen Kündi-
gungsfrist beträgt, wenn die vom Kündigenden an-
genommene Frist zu kurz bemessen ist.  

Die "laufende Vergütung" wird, wenn die Vergütung 
ganz oder zum Teil aus Provisionszahlungen besteht, 
auf der Basis der durchschnittlichen Monatsverdiens-
te der letzten 12 Monate berechnet. Hat der Vertrag 
noch keine Laufzeit von einem Jahr, werden alle 
Monate der bisherigen Laufzeit einbezogen. 

Der Ausgleichsanspruch  

Während es in der bisherigen belgischen Rechtspre-
chung und Rechtslehre umstritten war, ob und in 
welcher Höhe dem Handelsvertreter nach Beendi-
gung des Vertrages ein Ausgleichsanspruch zusteht, 
findet sich die Anerkennung des Anspruchs und sei-
ne gesetzliche Regelung jetzt in den Vorschriften des 
HVG. Der Anspruch entsteht nach Vertragsbeendi-
gung, wenn der Handelsvertreter für den Unterneh-
mer neue Kunden geworben hat oder die Geschäfts-
verbindungen mit vorhandenen Kunden wesentlich 
verbessert hat und der Unternehmer aus den Ge-
schäften mit diesen Kunden noch erhebliche Vorteile 
zieht. Sieht der Vertrag eine Wettbewerbsklausel 
vor, besteht die gesetzliche Vermutung, daß der Un-
ternehmer erhebliche Vorteile zieht.  

Neben dem Ausgleich kann der Handelsvertreter 
auch einen weitergehenden Schadensersatz nach 
HVG verlangen. Von diesen Bestimmungen darf nicht 
vor Vertragsende zum Nachteil des Handelsvertreters 
abgewichen werden.  

Die Höhe des Anspruchs bestimmt sich nach der 
gesetzlichen Berechnung und beträgt höchstens den 
Betrag, der einer jährlichen Vergütung entspricht. 
Ermittelt wird diese aus dem Durchschnitt der fünf 
vorangegangenen Jahre, oder, bei einer Vertragslauf-
zeit von unter fünf Jahren, aus dem Durchschnitt 
aller bisherigen Jahre. Ferner ist die Bedeutung der 
Geschäfte und das Einbringen von Kunden zu be-
rücksichtigen.  

Der Anspruch ist innerhalb eines Jahres nach Been-
digung gegenüber dem Unternehmer geltend zu ma-
chen. Er ist ausgeschlossen, wenn der Unternehmer 
berechtigt außerordentlich gekündigt hat, der Han-
delsvertreter das Vertragsverhältnis beendet hat, 

ohne daß dies durch eine berechtigte außerordentli-
che Kündigung oder in Folge von Alter, Invalidität 
oder Krankheit des Handelsvertreters geschah, oder 
die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag an einen 
Dritten abgetreten wurden. 

Der Vertrag mit Auslandsberührung  

Das HVG bestimmt, daß internationale Abkommen 
Vorrang vor der belgischen Zuständigkeit und dem 
belgischen Recht haben. Es hat sich somit keine Än-
derung gegenüber der vorherigen Rechtslage erge-
ben. Dem Rechtsverhältnis zwischen Handelsvertre-
ter und ausländischem Unternehmer liegt belgisches 
Recht zugrunde, sofern nichts anderes vereinbart 
wird.  

15. September 1995 
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